
Zusammenhänge der Verkehrsinfrastrukturplanung mit der –förderung und den Beteiligungsrechten des Regionalrates 
 

§ 9 Abs. 4 Landesplanungsgesetz (LPlG) NRW 
  
Der Regionalrat beschließt auf der Grundlage des Landesentwicklungsprogramms, des Landesentwicklungsplans, der Integrierten Gesamtverkehrsplanung und der Gebietsentwicklungspläne über die Vorschläge der Region für die Verkehrsinfrastrukturplanung (gesetzliche Bedarfs- und Ausbaupläne des 

Bundes und des Landes) sowie für die jährlichen Ausbauprogramme für Landesstraßen und Förderprogramme für den kommunalen Straßenbau und den öffentlichen Personennahverkehr. Dazu unterrichtet die Bezirksregierung - bei Bundesfernstraßen und Landesstraßen betreffenden Plänen und Program-

men in Abstimmung mit dem Landesbetrieb Straßenbau (Strassen NRW) - den Regionalrat frühzeitig über die Absicht, derartige Pläne oder Programme aufzustellen oder zu ändern. Die Bezirksregierung - bei Bundesfernstraßen und Landesstraßen betreffenden Plänen und Programmen in Abstimmung mit 

Strassen NRW - stellt dem Regionalrat die hierzu erforderlichen Unterlagen zur Verfügung und erteilt auf Verlangen jederzeit Auskunft über den Stand und die Vorbereitung der Pläne und Programme. Weicht das für den Verkehr zuständige Ministerium von den Vorschlägen des Regionalrates ab, ist dies in 

einer Stellungnahme zu begründen. Die Regionalräte legen für Um- und Ausbau von Landesstraßen bis zu 3 Mio. € Gesamtkosten je Maßnahme nach Lage des Landeshaushalts Prioritäten fest. Es dürfen keine Maßnahmen finanziert werden, denen das zuständige Ministerium im Einzelfall widersprochen 

hat. 

 Bundesbedarfsplanung und -
bauprogramme 

Landesbedarfsplanung und -bauprogramme 

 

Jährliche Förderprogramme für kommunale  
Baulastträger und private Antragsteller 

Bedarfspläne 
 

Die Bedarfspläne enthalten nach Dringlichkeit ge-

stuft den langfristigen Bedarf (10 – 15  Jahre) für die 

jeweiligen Verkehrsträger im Hinblick auf die ange-

strebte Infrastruktur und deren Vernetzung. Sie wer-

den im Bund und in einigen Ländern als Gesetz be-

schlossen und in regelmäßigen Zeitabständen (in 

der Regel 5 Jahre) überprüft bzw. fortgeschrieben. 

Für die Festlegung des Bedarfs ist das voraussicht-

liche Finanzvolumen neben verkehrlichen und wirt-

schaftlichen Kriterien eine wichtige Orientierungs-

größe. 

 

 

   

Ausbaupläne bzw. 5-Jahrespläne 
 
Die Ausbaupläne konkretisieren als Handlungspro-

gramm des Bundes bzw. des jeweiligen Landes die 

Umsetzung der Bedarfspläne. Sie werden auf den 

mittelfristigen Zeitrahmen (in der Regel mindestens 

5 Jahre) unter Berücksichtigung möglicher Reser-

vemaßnahmen ausgerichtet. Für die Auswahl der 

Vorhaben ist die Realisierbarkeit und Dringlichkeit 

von entscheidender Bedeutung. 

   

Jährliche Bauprogramme 
 
Die jährlichen Bauprogramme konkretisieren die 

Umsetzung der Ausbaupläne in Bund und Ländern. 

Das jeweilige Bauprogramm ist Anlage zum Haus-

haltsplan und enthält die Mittelveranschlagung für 

die baureifen neuen Vorhaben und die Fortfüh-

rungsmaßnahmen (für den Ausbau der Bundes-

schienenwege sind überdies Finanzierungsverein-

barungen mit der DB AG erforderlich). 

   

 

Jährliche Landesstraßenbauprogramme für die Maß-
nahmen des Landestraßenausbauplans (UA II i) 

(gem. § 4, § 6 Abs. 2 LStrAusbauG) 
 

Die Bezirksregierungen legen auf der Grundlage der Vorschläge des 

Landesbetriebes Straßenbau NRW und in Abstimmung mit den Re-

gionalräten nach § 9 Abs. 4 LPlG NRW dem für das Straßenwesen 

zuständige Ministerium rechtzeitig vor Einbringung des Entwurfs des 

Haushaltsgesetzes in den Landtag die zur Aufstellung des Programms 

erforderlichen Programmentwürfe vor. 

 

Hierbei handelt es sich um sämtliche Neubaumaßnahmen sowie um Um-

und Ausbaumaßnahmen mit Gesamtkosten von mehr als 3 Mio. € . 

 

Die regionalen Vorschläge für dieses jährliche Bauprogramm werden in 

der Regel in der III. Quartalssitzung (September/Oktober) den Regio-

nalräten zur Beratung und Beschlussfassung vorgelegt. 

Jahresbauprogramme für Um- und Ausbaumaß-
nahmen an Landesstraßen bis 3 Mio. € Gesamt-

kosten (UA II a) 
 

Die Regionalräte beschließen auf Grundlage der von den Be-

zirksregierungen in Abstimmung mit dem Landesbetrieb Stra-

ßenbau NRW erarbeiteten Vorschlägen in abschließender Zu-

ständigkeit die Prioritätenreihungen für diese Jahresprogram-

me. 

 

Hierbei handelt es sich um Maßnahmen mit Gesamtkosten von je-

weils weniger als 3 Mio. €. Diese „kleinen“ Landesstraßenbaumaß-

nahmen (z.B. Knotenpunktumbau) sind aufgrund ihrer fehlenden 

überregionalen Netzbedeutung nicht im Verkehrsinfrastrukturbe-

darfsplan erfasst. 

 

Für die Um- und Ausbaumaßnahmen an Landesstraßen bis 3 Mio. € 

Gesamtkosten werden die zur Verfügung stehenden Mittel nach 

einem festen Schlüssel auf die Regionen verteilt. Danach entfallen 

auf den Bereich der Bezirksregierung Düsseldorf 20,46 % der Lan-

desmittel. 

 

Die regionalen Vorschläge für diese jährliche Prioritätenrei-

hung werden in der Regel in der IV. Quartalssitzung (Novem-

ber / Dezember) den Regionalräten zur Beratung und Be-

schlussfassung vorgelegt. 

Jahresbauprogramme für den Radwegebau an 
bestehenden Landesstraßen (UA II r) 

 

Entspricht genau dem Sachzusammenhang bezüglich der „Jahres-

bauprogramme für Um- und Ausbaumaßnahmen bis 3 Mio. € Ge-

samtkosten“. 

ÖPNV – Jahresför-
derprogramm 

(gem. § 13  und § 7 Abs. 3 

ÖPNVG NRW) 
 

Das Land gewährt  über die 

Zweckverbände  Zuwen-

dungen für Investitions-

maßnahmen im besonderen 

Landesinteresse für Infra-

strukturmaßnahmen des 

ÖPNV / SPNV. Die Zu-

wendungen sind bestimmt 

für Gemeinden, Kreise und  

öffentliche und private 

Verkehrsunternehmen so-

wie für Eisenbahnen. 
 

Das Jahresförderprogramm 

des Landes setzt sich zu-

sammen aus Maßnahmen 

des ÖPNV-Infrastruktur-

finanzierungsplans und 

allen übrigen Maßnahmen 

gem. § 13 (1) ÖPNVG (z. 

B. der Bau  von Haltepunk-

ten oder der Ausbau von 

großen Bahnhöfen für den 

SPNV oder kleinere Schie-

nenausbaumaßnahmen). 
 

Die regionalen Vorschlä-

ge für dieses jährliche 

Förderprogramm werden 

in der Regel in der III. 

Quartalssitzung (Novem-

ber/Dezember) den Regi-

onalräten zur Beratung 

und Beschlussfassung 

vorgelegt. Das Landesver-

kehrsministerium entschei-

det anschließend über das 

Programm. 

Jahresförderprogramm für den 

kommunalen Straßen- und Radwege-

bau 
(gem. GVFG) 

 

Das Land gewährt Zuwendungen zur Investiti-

onsförderung für Straßen- und Radwegebau-

maßnahmen, die in der Straßenbaulast kommu-

naler Antragsteller (Städte, Gemeinden und 

Kreise) sind. Es handelt sich dabei um ver-

kehrswichtige Gemeindestraßen (keine Er-

schließungsstraßen), Kreisstraßen und Landes-

bzw. Bundesstraßen, sofern diese als Orts-

durchfahrt in der Baulast großer Städte und 

Gemeinden (mehr als 80.000 Einw. bzw. bei 

über 50.000 Einw. nur auf Wunsch der Ge-

meinde) sind. 
 

Der Regelfördersatz liegt bei 75 % der zuwen-

dungsfähigen Baukosten, wobei Zuschläge 

i.H.v. 5 % bzw. Abschläge in Höhe von 10 % 

in Ansatz gebracht werden können, die in Ab-

hängigkeit von der Finanzkraft der antragstel-

lenden kommunalen Gebietskörperschaft be-

schieden werden. 
 

Die regionalen Vorschläge für dieses jährli-

che Förderprogramm werden in der Regel 

in der IV. Quartalssitzung (November / De-

zember) den Regionalräten zur Beratung 

und Beschlussfassung vorgelegt. Das Landes-

verkehrsministerium entscheidet anschließend 

über das Programm. 
 

Darüber hinaus hat das Ministerium für Bauen 

und Verkehr in der Vergangenheit ein „Son-

derförderprogramm Radwegebau abseits

verkehrswichtiger Straßen“ aufgelegt, wo-

durch Radverkehrsnetze sinnvoll ergänzt wer-

den können. Der Fördersatz bei diesen Maß-

nahmen liegt bei 70 %. 

Bundesfernstraßen- und  
Bundesschienenwegejahresbauprogramme 

 

Die Jahresbauprogramme für die Verkehrsträger Bundesfernstraße und 

Bundesschienenwege werden jährlich aufgestellt und sind Bestandteil des 

Bundeshaushaltsplanes, der vom Bundestag verabschiedet wird. 

 

ÖPNV – Infrastrukturfinanzierungsplan 
(gem. § 7 Abs. 3 ÖPNVG NRW 

und § 3 Abs. 2 IGVP-Gesetz) 
 

Auf der Grundlage des Verkehrsinfrastrukturbedarfsplans erstellt das 

zuständige Ministerium im Benehmen mit dem Verkehrsausschuss des

Landtages einen Infrastrukturfinanzierungsplan, der einen Zeitraum von 

5 Jahren umfasst. Nach jeweils 5 Jahren wird dieser fortgeschrieben. 

Hierin enthalten sind nur Vorhaben, deren Investitionsvolumen 3 Mio. 

überschreitet und die durch das Land gem. § 13 (1) ÖPNVG gefördert 

werden sollen. Die in diesem Plan enthaltenen, aber noch nicht realisier-

ten Maßnahmen sind bei der Fortschreibung erneut zu überprüfen. Gem. 

§ 9 Abs. 4 LPlG NRW werden die Regionalräte bei der Aufstellung 

des ÖPNV – Infrastrukturfinanzierungsplans beteiligt. 

Landesstraßenausbauplan 
(gem. § 6 Abs. 1 LstrAusbauG  

und § 3 Abs. 2 IGVP-Gesetz) 
 

Zur Aufstellung des auf dem Verkehrsinfrastrukturbedarfsplan basieren-

den Landesstraßenausbauplans erarbeiten die Bezirksregierungen auf der 

Grundlage der Vorschläge des Landesbetriebes Straßenbau NRW 

und in Abstimmung mit den Regionalräten nach § 9 Abs. 4 LPlG 

NRW regionale Vorschläge an das für das Straßenwesen zuständige Mi-

nisterium. Das Landesverkehrsministerium fasst sämtliche regionalen 

Vorschläge zu einem landesweiten Vorschlag zusammen. Der Regional-

rat der Bezirksregierung Düsseldorf hat am 20.09.2207 sein regionales 

Votum gefasst. Der Landesstraßenausbauplan für NRW ist noch nicht 

beschlossen. 

Bundesfernstraßen- und  
Bundesschienenwegeausbauplan 

(gem. BSchwAG bzw. FStrAbG) 
 

Auf Grundlage der beiden Bedarfspläne (Schiene und Straße) stellt das 

Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 5-

Jahrespläne auf, die die Basis für die Aufstellung des Bundesschienen-

wege- bzw. Bundesfernstraßenausbauplans bilden. 

 

Mit dem „Investitionsrahmenplan für die Verkehrsinfrastruktur des Bun-

des für den Zeitraum 2006 bis 2010“ (IRP) liegt seit Oktober 2006 ein 

aktueller 5-Jahresplan für die Verkehrswege des Bundes vor. 

Bundesfernstraßen- und  
Bundesschienenwegebedarfsplan 

(gem. BSchwAG bzw. FStrAbG) 
 

Auf Grundlage des Bundesverkehrswegeplans (BVWP), dem Vorschlag 

der Bundesregierung zu den Bedarfsplänen, verabschiedet der Bundestag 

das Bundesschienenwegeausbaugesetz (BSchwAG) und das Fernstraßen-

ausbaugesetz (FStrAbG). Die Bedarfspläne für die beiden Verkehrsträger 

sind den Gesetzen als Anhang beigefügt. 

Die beiden aktuellen Ausbaugesetze des Bundes wurden im Juli 2004 

vom Bundestag verabschiedet. Die Einstufungen der Vorhaben im Regie-

rungsbezirk Düsseldorf wurden im Rahmen des Aufstellungsverfahrens 

des BVWP vom Regionalrat im Herbst 2002 priorisiert. 
 

Verkehrsinfrastrukturbedarfsplan 
(gem. § 3 Abs. 1 IGVP-Gesetz) 

 

Die Bedarfs- und Ausbaupläne für den Öffentlichen Personennahverkehr und für die Landesstraßen werden unter 

Beachtung der Integrierten Gesamtverkehrsplanung aufgestellt und fortgeschrieben. Dabei werden die entspre-

chenden Bedarfspläne zu einem Verkehrsinfrastrukturbedarfsplan zusammengeführt. 

Im zukünftigen Verkehrsinfrastrukturbedarfsplan sind alle Landesstraßenneubauvorhaben sowie die Landesstra-

ßenum- und ausbau- sowie die linienbezogenen ÖPNV-Bauvorhaben (Schienenpersonennahverkehr (SPNV) und 

kommunale Schiene) aufgeführt, deren Gesamtkosten 3 Mio. € übersteigen und deren Umsetzungen wesentliche 

Auswirkungen auf das Verkehrsnetz haben (verkehrszellenübergreifende Wirkung im Rahmen des IGVP- Be-

rechnungsmodells).  

Der Ausschuss für Bauen und Verkehr des Landtags NRW hat im Mai 2006 die IGVP und den Teil Schiene

des Bedarfsplans beschlossen. Am 06. Dezember 2006 hat dieser dann das Gesetz zur Änderung des Landesstra-

ßenausbaugesetzes und damit den Landesstraßenbedarfsplan verabschiedet, der mit der Veröffentlichung im Ge-

setz- und Verordnungsblatt des Landes in Kraft getreten ist. Für den Teil Landesstraßen hat der Regionalrat ge-

mäß   § 9 Abs. 4 LPlG NRW am 16.02.2006 das regionale Votum gefasst. Mit der Novellierung des Landes-

straßenausbaugesetzes (LstrAusbauG) und dessen In-Kraft-Treten zum 22.02.2007 ist auch der Verkehrsinfra-

strukturbedarfsplan Teil Straße beschlossen worden. 

Pauschalierte In-
vestitions-
förderung 

(gem. § 12  ÖPNVG NRW)
 

Das Land gewährt pauscha-

lierte Zuwendungen für 

Investitionsmaßnahmen, 

insbesondere in die Infra-

struktur des ÖPNV. Die 

Zuwendungen sind be-

stimmt für Gemeinden, 

Kreise und Zweckverbän-

de, öffentliche und private 

Verkehrsunternehmen so-

wie für Eisenbahnen. 
 

Eine Förderung von Neu-

oder streckenbezogenen 

Ausbau von Schienenwe-

gen mit zuwendungsfähi-

gen Ausgaben über 3 Mio. 

€ darf nur erfolgen, wenn 

diese in Stufe 1 des Ver-

kehrsinfrastrukturbe-

darfsplans enthalten bzw. 

indisponibel sind sind. 
 

Die Zweckverbände haben 

einen jährlichen Katalog 

der zu fördernden Maß-

nahmen durch Beschluss 

der Zweckverbandver-

sammlung festzulegen und 

der Bewilligungsbehörde 

anzuzeigen. 
 

Die maximale Förderquote 

beträgt 85 % der zuwen-

dungsfähigen Ausgaben der 

jeweiligen Investitions-

maßnahme einschließlich 

Planung und Vorbereitung 


